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Stellungnahme der Verwaltung 
 

Die Stellungnahme ist ursprünglich zur zweiten Auslegung des Bebau-

ungsplans Nr. 172 C/II „Quartier am Campus“ und somit zeitlich vor der 

öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes 172 D/II eingegangen. 

Da im letzten Absatz allerdings auch auf diese Planverfahren Bezug 

genommen wird, ist eine Abwägung an dieser Stelle erforderlich. 

 

Auch wenn die Gütergleisverlegung nicht Bestandteil des Bauleitplan-

verfahrens 172 D/II „Wohnen Nord-West“ ist, wurden im Rahmen die-

ses Verfahrens umfangreiche Schalltechnische Untersuchungen unter 

Berücksichtigung des Prognosezeitraums 2015 durchgeführt. 

 

Die DB arbeitet für die Gütergleisverlegung mit modifizierten Werten. 

Hierbei handelt es sich um Prognosewerte für 2025. Da der Bundesver-

kehrswegeplan noch nicht beschlossen ist, stellt es die DB der Stadt 

Leverkusen frei, mit den übermittelten Werten von 2025 oder den Prog-

nosezahlen 2015 zu rechnen. Im Sinne der Lärmvorsorge wird sich die 

Stadt Leverkusen bezüglich des Bebauungsplanverfahrens an den hö-

heren Werten orientieren („Worst-Case-Betrachtung“).  Wie aus der 

Schalltechnischen Untersuchung (Bericht Nr.: ACB 1211 – 406183 – 

643, Stand: 03.08.2012) ersichtlich ist, liegen die zu erwartenden Zug-

verkehrszahlen für die Bahntrassen gemäß Prognosezeitraum 2025 

niedriger, als dies in der zur öffentlichen Auslegung vorliegenden schall-

technischen Untersuchung mit dem Prognosezeitraum 2015 berück-

sichtigt ist. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde aufgrund der 

neuen Prognosewerte 2025 eine Überarbeitung des Schallgutachtens 

vorgenommen. Dabei wurden alle bis zum Jahr 2025 prognostizierten 

Zugaufkommen in der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt. 

Zudem wurden gemäß Angaben der DB die Beschaffenheit der Züge, 

deren Länge sowie deren maximale Fahrgeschwindigkeit berücksich-

tigt. Bei der Berechnung der Beurteilungspegel wurde der jeweils un-

günstigste Zustand berücksichtigt, wenngleich die der Prognose zu-

grunde gelegten Zuglängen und insbesondere die Fahrgeschwindigkei-

ten in aller Regel nicht erreicht werden. 

 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass durch die geringeren Zugverkehre 

ebenfalls geringere Verkehrslärmimmissionen auf das Plangebiet ein-

wirken. Im westlichen Teilbereich sind gemäß den neuen Berechnun-

gen Pegelminderungen von rd. 3 bis 4 dB(A) gegenüber den vorausge-

gangenen Berechnungen (Stand öffentliche Auslegung) zu prognosti-

zieren. 
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Um für das Plangebiet einen höheren Schutzanspruch zu gewährleis-

ten, werden im weiteren Planverfahren nicht die Werte des Prognose-

zeitraums 2025, sondern die ungünstigeren Werte des Prognosezeit-

raums 2015 für die notwendigen Schallschutzmaßnahmen bzw. in der 

Abwägung berücksichtigt. Eine Veränderung der Festsetzungen zum 

Immissionsschutz im Bebauungsplan erfolgt somit nicht.   

 

Im Plangebiet „Wohnen Nord-West“ der Bahnstadt stellt sich die Situa-

tion wie folgt dar: Tagsüber werden die Richtwerte der DIN 18005 für 

ein Allgemeines Wohngebiet ganz überwiegend eingehalten, so dass 

für Gärten und Balkone keine Einschränkung in der Aufenthaltsqualität 

besteht. Die Orientierungswerte für den Schallschutz werden in Teilbe-

reichen des Plangebietes allerdings nachts deutlich überschritten, so 

dass hier – insbesondere auf den zur Bahn orientierten Seiten – bei ge-

öffnetem Fenster nachts die Wohnruhe durch den Zugverkehr nicht ab-

schließend gewährleistet werden kann. Dies ist im verdichteten inner-

städtischen Raum grundsätzlich aber keine Seltenheit. 

 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden umfassend fünf städte-

baulich vertretbare Möglichkeiten, den aktiven Schallschutz betreffend, 

untersucht und eine Bewertung der möglichen Fallvarianten vorge-

nommen.  

 

Gemäß Ausführungen des Schallgutachtens wirken aktive Schall-

schutzmaßnahmen umso besser, je näher sie sich am Emissionsort be-

finden und je höher diese sind. Im konkreten Fall des Plangebietes 

„Wohnen Nord West“ bedeutet dies, dass der aktive Schallschutz ent-

weder nah am Emissionsort (d.h. der Schiene) oder nah am Immission-

sort (d.h. an der geplanten Wohnbebauung) vorgesehen werden muss. 

Untersucht wurden Schallschutzwände an der Hangkante zur geplanten 

Bebauung der westlichen Seite der Werkstättenstraße („Fall 2“ mit 3 m 

Höhe und „Fall 3“ mit 6 m Höhe), eine Riegelbebauung als Schall-

schutzwand in 12 m Höhe („Fall 4“) und kleinere Lärmschutzwände im 

direkten Gleisbereich („Fall 5“). Im Ergebnis ist festzuhalten, dass diese 

Maßnahmen leider nicht zu relevanten Pegelminderungen führen oder 

technisch (kleinere Lärmschutzwände im direkten Gleisbereich) nicht 

umsetzbar sind. Hinzu kommen Aspekte zu Herstellungskosten und 

Grundstücksverfügbarkeiten. So wäre für den untersuchten „Fall 3“ für 

eine Lärmschutzwand von bis zu 470 m Länge und 6 m Höhe, bei ei-

nem gemittelten Quadratmeterpreis von 250 Euro, allein mit Herstel-

lungskosten von rd. 7 Mio. Euro zu rechnen. Hinzu kommt durch die 

Flächeninanspruchnahme der aktiven Lärmschutzmaßnahmen eine ge-
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ringere Verwertbarkeit der jeweils betroffenen Baugebiete, was weitere 

finanzielle Einbußen bedeutet. Eine solche Kostenposition steht jedoch 

nicht im Einklang mit einem ausgeglichen Kosten- Nutzenverhältnis, da 

selbst bei dieser umfangreichen Maßnahme nach wie vor Überschrei-

tungen der schalltechnischen Orientierungswerte verbleiben. 

 

Eine Überprüfung und Abwägung deutlich umfassenderer aktiver 

Schallschutz-maßnahmen - z.B. die Überdeckelung des Gleisbettes 

zwischen den beiden Seiten des Bahnstadtgeländes oder Schall-

schutzwände/-wälle die deutlich höher als 15 m ab Böschungsoberkan-

te sein müssten, widersprechen dem städtebaulichen Rahmenplan, der 

die städtebauliche Grundlage für den Bebauungsplan darstellt und 

übersteigen ein ausgeglichenes Kosten- Nutzenverhältnis erheblich. 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes ist hierzu folgendes 

klar zu stellen: „eine Gemeinde [ist] nicht gehalten, Maßnahmen zu er-

greifen oder in einem Bebauungsplan festzusetzen, bei denen der mit 

Ihm erreichte Erfolg außer Verhältnis zu seinem Nutzen steht“ (BVerwG 

vom 22.03.2007, 4 CN 2/06). 

 

Im Bebauungsplan ist ein umfangreiches Maßnahmenkonzept aus 

Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen, um insbesondere die hohen 

Überschreitungen der Lärmpegel zur Nachtzeit zu berücksichtigen. Da-

zu zählen: 

 
- passive Schallschutzmaßnahmen durch die Festsetzung von 

Lärmpegelbereichen (LBP) gemäß DIN 4109 und gemäß Eintrag 
im Bebauungsplan auf Grundlage umfassender textlicher Fest-
setzungen für die jeweiligen Baugebiete.  

- passive Schallschutzmaßnahmen durch die Festsetzung von 
schall-gedämmten und fensterunabhängigen Lüftungen für 
Schlaf- und Kinderzimmer, 

- Ausnutzung der Eigenabschirmung der geplanten Gebäude 
durch Ausrichtung und Grundrissgestaltung,  

- Ausschluss von Wohnen in bestimmten Bereichen und Etagen 
(MI 3 und MI 4),  

- Ausschluss von Aufenthaltsräumen in bestimmten Bereichen und 
Etagen unter bestimmten Voraussetzungen (WA 1, WA 5, WA 7, 
WA 8, WA 10),  

- Anpassung der Traufhöhe in bestimmten Bereichen (WA 7, WA 
8, WA 9). 

 

Demzufolge sind im Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ 

passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt, um die nicht zu realisie-

renden aktiven Schallschutzmaßnahmen zu kompensieren. Zudem 

werden künftige Bewohner über diese Rahmenbedingungen im Plan-

gebiet, vor dem Grunderwerb, informiert. 
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Die Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 ist wünschens-

wert. Nach verwaltungsgerichtlichem Urteil (Urteil des Hess VGH vom 

29.03.2012) wird jedoch bestätigt, dass dies in vielen Fällen nicht mög-

lich ist. Im Rahmen einer geordneten Stadtentwicklung kann sich die 

Stadt Leverkusen für eine Überschreitung der Werte der DIN 18005 

entscheiden, wenn dabei der entscheidungserhebliche Sachverhalt um-

fassend ermitteln wurde. Zu dieser Sachverhaltsermittlung gehört auch 

die Prüfung ernstlich in Betracht kommender Alternativen auch hinsicht-

lich des aktiven Schallschutzes.  

 

Zur Beurteilung von möglichen Erschütterungsauswirkungen durch die 

Nähe des Plangebietes zu der Bahntrasse und durch die geplante Gü-

tergleisverlegung wurde im Rahmen der Planungen „Neue Bahnstadt 

Opladen“ durch die ACCON GmbH Köln ein Erschütterungsgutachten 

(Bericht-Nr. ACB-20120920-5940/3, Stand: 20.09.2012)1 erstellt. In die-

sem Gutachten wurde untersucht, ob die maßgeblichen Anhaltswerte 

der DIN 4150 innerhalb des Plangebietes eingehalten werden. Das Un-

tersuchungsgebiet liegt östlich des Bahnhofs Opladen nördlich des 

ehemaligen Kesselhauses an der Werkstättenstraße. Zur Berechnung 

der Beurteilungsschwingstärke wurden die von der DB AG zur Verfü-

gung gestellten Verkehrszahlen für 2015 angesetzt. Für die Beurteilung 

von Erschütterungsimmissionen unterscheidet die DIN 4150 zwischen 

Einwirkungen auf den Menschen in Gebäuden und schädlichen Einwir-

kungen auf Gebäude. Bauliche Schäden durch Erschütterungen aus 

dem Bahnbetrieb sind im Allgemeinen nicht zu erwarten, da die auftre-

tenden Schwinggeschwindigkeiten in an Bahnlinien gelegenen Wohn-

gebäuden in der Regel zu gering sind. Für die Berechnung der künfti-

gen Erschütterungseinwirkungen fanden die Messergebnisse an drei 

Messpunkten statt.  

 

Wie aus der Schalltechnischen Untersuchung (Bericht Nr.: ACB 1211 – 

406183 – 643, Stand: 03.08.2012) ersichtlich ist, liegen die zu erwar-

tenden Zugverkehrszahlen für die Bahntrassen gemäß Prognosezeit-

raum 2025 niedriger, als dies in der schalltechnischen Untersuchung 

mit dem Prognosezeitraum 2015 berücksichtigt ist. Gemäß Angaben 

der DB ist die Beschaffenheit der Züge, deren Länge sowie deren ma-

ximale Fahrgeschwindigkeit ebenfalls berücksichtig worden. Demzufol-

ge sind die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung auf die Er-

gebnisse des Erschütterungsgutachtens übertragbar, so dass die Er-

                                                           
1
 ACCON GmbH, Erschütterungstechnische Untersuchung Baugebiet „Neues Wohnen Nord-West“ Opladen, 

Bericht-Nr. ACB-20120920-5940/3, Köln 20.09.2012 
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schütterungsauswirkungen durch das niedrigere Zugaufkommen eben-

falls geringer ausfallen. 

 

Als Ergebnis des Erschütterungsgutachtens für das Bebauungsplanver-

fahren 172 D/II lässt sich festhalten, dass die zukünftigen Erschütte-

rungsimmissionen in den drei repräsentativen Messpunkten im westli-

chen Bereich der allgemeinen Wohngebiete die Anhaltswerte einhalten. 

Ferner liegen die erwarteten Erschütterungsimmissionen an allen Im-

missionsorten deutlich unterhalb der Anhaltswerte. Gebäudeschäden 

sind daher in den geplanten Gebäuden nicht zu erwarten. Besondere 

bauliche Vorkehrungen für die Gebäude sind ebenfalls nicht vorzuge-

ben. Die Orientierungswerte für den sekundären Luftschall und den 

maximalen sekundären Luftschall werden ebenfalls eingehalten. Es lie-

gen folglich keine Anhaltspunkte vor, dass das Plangebiet von unzu-

mutbaren Erschütterungen betroffen ist. Somit sind für das geplante 

Baugebiet keine Festsetzungen für bauliche Vorkehrungen zum Er-

schütterungsschutz erforderlich. 

 

Die Bestandsbebauung entlang der Werkstättenstraße (MI 1- und MI 2-

Gebiet) waren nicht Gegenstand der Erschütterungsuntersuchung. Die 

Belastungssituation in diesen Gebäuden und die Auswirkungen der Gü-

tergleisverlegung in Opladen werden gegebenenfalls im diesbezügli-

chen Planfeststellungsverfahren untersucht. 

 

Für die neu geplante Bebauung an der Werkstättenstraße (MI 4-Gebiet) 

ist eine gewerbliche Nutzung vorgesehen und Wohnnutzung aufgrund 

Schallimmissionen ausgeschlossen. Die Erschütterungsbelastung in 

diesem Gebäude wird im Vergleich zum Immissionsort im allgemeinen 

Wohngebiet aufgrund des geringeren Abstandes zu den Bahngleisen 

tendenziell höher sein. Da die Anhalts- und Orientierungswerte für Ge-

werbegebäude aber deutlich höher sind als für Wohngebäude kann 

auch für das geplante neue Gebäude von einer Einhaltung der An-

haltswerte sicher ausgegangen werden. 

 

Grundsätzlich ist die Entwicklung eines Wohngebietes an diesem 

Standort gegenüber dem Zentrum Opladens, städtebaulich begründbar. 

Zielsetzung ist die Reaktivierung einer innerstädtischen Brache als 

Maßnahme der Innenentwicklung. Es handelt sich hierbei zusätzlich um 

eine innerstädtische Entwicklung mit seinen spezifischen Qualitäten 

aber auch Rahmenbedingungen und nicht um ein Wohngebiet am 

Stadtrand ohne derartige Restriktionen. Zudem ist eine umfassende 

Prüfung und Abwägung ernsthaft in Betracht kommender Alternativen 

erfolgt.  
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Demzufolge entspricht die vorliegende Planung den gesetzlichen und 

von der Rechtsprechung entwickelten Anforderungen, die Vorwürfe 

werden zurück gewiesen. 

 

Beschlussempfehlung: 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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A2   

Stephanie Reichert 

Goethestraße 19 

51373 Leverkusen 

(Schreiben vom 10.06.2012) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zu 1) 
Nach der öffentlichen Auslegung wurden die neuen Prognosewerte für 

den Prognosezeitraum 2025 seitens der DB zur Verfügung gestellt. Wie 

aus der schalltechnischen Untersuchung (Bericht Nr.: ACB 1211 – 

406183 – 643, Stand: 03.08.2012) ersichtlich ist, liegen die zu erwar-

tende Zugverkehrszahlen für die Bahntrassen gemäß Prognosezeit-

raum 2025 niedriger, als dies in der schalltechnischen Untersuchung 

mit dem Prognosezeitraum 2015 berücksichtigt ist.  Im Rahmen des 

Bauleitplanverfahrens wurde aufgrund der neuen Prognosewerte 2025 

eine Überarbeitung des Schallgutachtens vorgenommen. Dabei wurden 

alle bis zum Jahr 2025 prognostizierten Zugaufkommen in der schall-

technischen Untersuchung berücksichtigt. Bei den vorliegenden Prog-

nosewerten der DB handelt es sich um alle geplanten Zugverkehre auf 

der betroffenen Trasse bis zum Zeitraum 2025. Somit sind im Rahmen 

des Bebauungsplanverfahrens alle bekannten Maßnahmen der Trasse 

berücksichtigt und in die Abwägung eingestellt. Zudem wurden gemäß 

Angaben der DB die Beschaffenheit der Züge, deren Länge sowie de-

ren maximale Fahrgeschwindigkeit berücksichtigt. Entsprechende Aus-

führungen finden sich in Tab. 4.3.1 des Gutachtens. Bei der Berech-

nung der Beurteilungspegel wurde der jeweils ungünstigste Zustand be-

rücksichtigt, wenngleich die der Prognose zugrunde gelegten Zuglän-

gen und insbesondere die Fahrgeschwindigkeiten in aller Regel nicht 

erreicht werden. 
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Im Ergebnis ist festzustellen, dass durch die geringeren Zugverkehre 

gemäß Prognosewert 2025 gegenüber dem Prognosewert 2015 eben-

falls geringere Verkehrslärmimmissionen auf das Plangebiet einwirken. 

Im westlichen Teilbereich sind gemäß den neuen Berechnungen Pe-

gelminderungen von rd. 3 bis 4 dB(A) gegenüber den vorausgegange-

nen Berechnungen zu prognostizieren. Im Verfahren werden jedoch, 

um dennoch einen höheren Schallschutz zu gewährleisten, die ungüns-

tigeren Werte des Prognosezeitraums 2015 berücksichtigt. Somit ver-

bleiben die Festsetzungen zum Immissionsschutz im Bebauungsplan 

unverändert.   

  

 

Zu 2) 

Wie bereits zuvor ausgeführt, wurden nach der öffentlichen Auslegung 

die neuen Prognosewerte für den Prognosezeitraum 2025 seitens der 

DB zur Verfügung gestellt. Wie aus der Schalltechnischen Untersu-

chung (Bericht Nr.: ACB 1211 – 406183 – 643, Stand: 03.08.2012) er-

sichtlich ist, liegen die zu erwartenden Zugverkehrszahlen für die 

Bahntrassen gemäß Prognosezeitraum 2025 niedriger, als dies in der 

schalltechnischen Untersuchung mit dem Prognosezeitraum 2015 be-

rücksichtigt ist. Diese grundsätzliche Aussage lag bereits zum Zeitpunkt 

der öffentlichen Auslegung vor und ist in der Sitzungsvorlage bzw. der 

Begründung und in dem Umweltbericht benannt worden. Im Ergebnis 

ist festzustellen, dass durch die geringeren Zugverkehre gemäß Prog-

nosewert 2025 gegenüber dem Prognosewert 2015 ebenfalls geringere 

Verkehrslärmimmissionen auf das Plangebiet einwirken.  

 

 

Zu 3) 

In der Begründung zum Bebauungsplan 172 D/II „nbs:o - Wohnen 

Nord-West“ (Kap. 6.10) wird ausgeführt, dass keine der skizzierten 

Fallvarianten eine hinreichende schallmindernde Maßnahme darstellt 

bzw. aus technischer oder eigentumsrechtlicher Sicht realisierbar ist 

(Fall 4, 5). 
 

Darunter fällt auch die unter „Fall 4“ skizzierte Variante einer geschlos-

senen, ca. 12,0 m hohen Riegelbebauung im südwestlichen Bereich 

des Plangebietes entlang der Werkstättenstraße zu Gunsten einer Pe-

gelminderung. Diese Bebauung würde dazu führen, dass die Gebäude, 

die in ihrem Schallschatten liegen, auch im 2. Obergeschoss eine Pe-

gelminderung von ca. 4 dB(A) bis 5 dB(A) erfahren. Insofern könnte die 

bestehende Lärmproblematik mit dieser Maßnahme deutlich reduziert 

werden. Allerdings besitzt diese Maßnahme lediglich einen Einfluss für 
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das nähere Einzugsgebiet. Die weiter nördlich und südöstlich gelege-

nen Bereiche profitieren davon nicht. 

Da es aufgrund der zu erwartenden Einzelinvestitionen in diesem Be-

reich voraussichtlich zu keiner abschirmenden gewerblichen Riegelbe-

bauung kommen wird, die zu einer begrenzten Minderung der Lärmim-

missionen führt, ist diese Maßnahme nicht Bestandteil des Lärmschutz-

konzeptes und damit auch nicht Bestandteil der Abwägung geworden, 

da sie nicht hinreichend gesichert werden kann. Auch wurde die ab-

schirmende Wirkung möglicher Gebäude westlich der Werkstättenstra-

ße bei der schalltechnischen Untersuchung nicht betrachtet, da eine 

Umsetzung dieser geplanten Bebauung letztendlich nicht sichergestellt 

ist.  

 

Demzufolge sind im Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ 

passive Schallschutzmaßnahmen z.B. in Form von schallgedämmten 

Gebäuden und Fenstern, sowie der Einbau von schallgedämmten fens-

terunabhängigen Lüftungen festgesetzt, um die nicht zu realisierenden 

aktiven Schallschutzmaßnahmen zu kompensieren.  

 

 

Zu 4) 

Im Plangebiet „Wohnen Nord-West“ der Bahnstadt stellt sich die Situa-

tion wie folgt dar: Tagsüber werden die Richtwerte der DIN 18005 für 

ein Allgemeines Wohngebiet ganz überwiegend eingehalten, so dass 

für Gärten und Balkone keine Einschränkung in der Aufenthaltsqualität 

besteht. Die Orientierungswerte für den Schallschutz werden in Teilbe-

reichen des Plangebietes allerdings nachts deutlich überschritten, so 

dass hier – insbesondere auf den zur Bahn orientierten Seiten – bei ge-

öffnetem Fenster nachts die Wohnruhe durch den Zugverkehr nicht ab-

schließend gewährleistet werden kann. Dies ist im verdichteten inner-

städtischen Raum grundsätzlich aber keine Seltenheit. 

 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden umfassend fünf städte-

baulich vertretbare Möglichkeiten, den aktiven Schallschutz betreffend, 

untersucht und eine Bewertung der möglichen Fallvarianten vorge-

nommen.  

 

Gemäß Ausführungen des Schallgutachtens (Kapitel 4.7.5) wirken akti-

ve Schallschutzmaßnahmen umso besser, je näher sie sich am Emissi-

onsort befinden und je höher diese sind. Im konkreten Fall des Plange-

bietes „Wohnen Nord West“ bedeutet dies, dass der aktive Schallschutz 

entweder nah am Emissionsort (d.h. der Schiene) oder nah am Immis-
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sionsort (d.h. an der geplanten Wohnbebauung) vorgesehen werden 

muss. Untersucht wurden Schallschutzwände an der Hangkante zur 

geplanten Bebauung der westlichen Seite der Werkstättenstraße („Fall 

2“ mit 3 m Höhe und „Fall 3“ mit 6 m Höhe), eine Riegelbebauung als 

Schallschutzwand in 12 m Höhe („Fall 4“) und kleinere Lärmschutzwän-

de im direkten Gleisbereich („Fall 5“). Im Ergebnis ist festzuhalten, dass 

diese Maßnahmen leider nicht zu relevanten Pegelminderungen führen 

oder rechtlich bzw. technisch (kleinere Lärmschutzwände im direkten 

Gleisbereich) nicht umsetzbar sind. Hinzu kommen Aspekte zu Herstel-

lungskosten und Grundstücksverfügbarkeiten. So wäre für den unter-

suchten „Fall 3“ für eine Lärmschutzwand von bis zu 470 m Länge und 

6 m Höhe, bei einem gemittelten Quadratmeterpreis von 250 Euro, al-

lein mit Herstellungskosten von rd. 7 Mio. Euro zu rechnen. Hinzu 

kommt durch die Flächeninanspruchnahme der aktiven Lärmschutz-

maßnahmen eine geringere Verwertbarkeit der jeweils betroffenen 

Baugebiete, was weitere finanzielle Einbußen bedeutet. Eine solche 

Kostenposition steht jedoch nicht im Einklang mit einem ausgeglichen 

Kosten- Nutzenverhältnis, da selbst bei dieser umfangreichen Maß-

nahme nach wie vor eine Überschreitung der schalltechnischen Orien-

tierungswerte verbleibt. 

 

Es wird bestätigt, dass eine aktive Lärmschutzmaßnahme grundsätzlich 

einer passiven Lärmschutzmaßnahme der Vorzug zu geben ist. Aus 

diesem Grunde wurden mehrere unterschiedliche aktive Lärmschutz-

maßnahmen in der schalltechnischen Untersuchung untersucht und in 

die Abwägung eingestellt. Trotz der betrachteten aktiven Lärmschutz-

maßnahmen sind jedoch weiterhin Überschreitungen der Orientie-

rungswerte der DIN 18005 zu prognostizieren. D.h., durch die unter-

suchten aktiven Lärmschutzmaßnahmen kann zwar in Teilen eine Ver-

besserung der Lärmsituation dargestellt werden, jedoch kann keine un-

tersuchte aktive Maßnahme zu einer Einhaltung der schalltechnischen 

Orientierungswerte führen. Aus diesem Gesichtspunkt und mit Blick auf 

die o.g. erheblichen Kosten für die aktiven Lärmschutzmaßnahmen 

wurde im Bebauungsplan ein umfangreiches Maßnahmenkonzept zum 

passiven Immissionsschutz berücksichtigt. 

 

Eine Überprüfung und Abwägung deutlich umfassenderer aktiver 

Schallschutzmaßnahmen - z.B. die Überdeckelung des Gleisbettes zwi-

schen den beiden Seiten des Bahnstadtgeländes oder Schallschutz-

wände/-wälle die deutlich höher als 15 m ab Böschungsoberkante sein 

müssten, widersprechen dem städtebaulichen Rahmenplan, der die 

städtebauliche Grundlage für den Bebauungsplan darstellt und über-

steigen ein ausgeglichenes Kosten-Nutzenverhältnis erheblich. Nach 
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dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes ist hierzu folgendes klar zu 

stellen: „eine Gemeinde [ist] nicht gehalten, Maßnahmen zu ergreifen 

oder in einem Bebauungsplan festzusetzen, bei denen der mit Ihm er-

reichte Erfolg außer Verhältnis zu seinem Nutzen steht“ (BVerwG vom 

22.03.2007, 4 CN 2/06). 

 

 

Zu 5) 

Für die Flächen des Plangebietes wurde im Herbst 2011 eine Flächen-

risiko-Detailuntersuchung (FRIDU)2 durchgeführt, und durch ergänzen-

de Gutachten im April / Mai 2012 konkretisiert. Ziel der Untersuchungen 

war es, die Bestandssituation / -strukturen bzgl. der Parameter Altlas-

ten, Abfall Boden, Rückbau und Kanalbestände zu prüfen. 

Die Aspekte Boden- und Grundwasserbelastungen sind umfangreich im 

Rahmen des Bauleitplanverfahrens untersucht und beschrieben wor-

den. Im Ergebnis lassen sich folgende Aussagen festhalten: 
 

Werkstättenstraße 3-5: 

Bei dem im früheren Kontaminationsschwerpunkt durchgeführten Bo-

denluftabsaugversuch wurden keine chlorierten Kohlenwasserstoffe 

nachgewiesen. Die Reichweite des Absaugversuchs war aufgrund der 

geringen Durchflussrate begrenzt. Da jedoch keine Hinweise auf mess-

bare LCKW-Konzentrationen vorliegen, sind die vorliegenden gut-

achterlichen Ergebnisse ausreichend, um ein relevantes Schadstoffpo-

tential unterhalb des Gebäudes und das Vorliegen einer damit verbun-

denen schädlichen Bodenveränderung auszuschließen. Die in den 80er 

Jahren nachgewiesene geringe Schadstoffbelastung ist zwischenzeit-

lich vermutlich durch natürlichen Rückhalt und Abbau eliminiert worden. 

Weitere Untersuchungen sind daher nicht erforderlich. 

 
Werkstättenstraße 7-17: 

Aufgrund des Grün- und Spielflächencharakters der Fläche ist vor allem 

der Gefährdungspfad Direktkontakt für die sich dort aufhaltenden Per-

sonen relevant.  

Es sollten deshalb Oberbodenmischproben gemäß Bundesboden-

schutzverordnung untersucht werden. 

 

                                                           
2
 Alenco Environmental Consult GmbH, 45307 Essen, Gutachten vom 25.10.2011, 

  ergänzt durch das Gutachten vom 14.05.2012 sowie Gutachten vom 23.05.2012 von Alenco  
  Environmental Consult GmbH, 45307 Essen 
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Für Bodenluftuntersuchungen existieren keine rechtsverbindlichen 

Grenzwerte. Zur orientierenden Bewertung der Grundwassergefähr-

dung können die Prüfwerte der LAWA-Veröffentlichung „Empfehlungen 

zur Erkundung, Bewertung und Behandlung von Grundwasserschäden“ 

von 1994 angewandt werden.  

 

Zur Beurteilung einer Raumluftgefährdung sind die von der LABO 

20081 veröffentlichten „Orientierende Hinweise für flüchtige Stoffe in 

der Bodenluft“ bezüglich einer Anreicherung in der Innenraumluft aufge-

führt. 

  

Ehemaliges DB-Gelände: 

Transfer Bodenluft - Raumluft  

Die unterhalb der Halle gemessenen Bodenluftkonzentrationen an aro-

matischen und chlorierten Kohlenwasserstoffen liegen im gesamten Un-

tersuchungsbereich auf einem niedrigen Niveau und unterschreiten die 

zur Orientierung herangezogenen Beurteilungswerte der LABO deut-

lich. Die von der LABO abgeleiteten Werte gehen von einer Verdün-

nung von  1:1000 beim Übergang von Bodenluft in die Raumluft aus, 

was eine für Wohngebäude allgemein genutzte Annahme darstellt. Zu-

dem werden im Bereich der Wohngebäude relevante Teile der Auffül-

lung gem. der Planung entfernt. Eine Gefährdung von Nutzern der zu-

künftigen Wohngebäude durch Ausgasungen von BTEX oder LCKW in 

die Raumluft ist nach den vorliegenden Gutachtenergebnissen nicht 

gegeben.  

 

Somit liegen umfassende Erkenntnisse zu der Belastung des Plange-

bietes und möglicher Auswirkungen vor. Diese Erkenntnisse sind in der 

Begründung bzw. dem Umweltbericht berücksichtigt.   

 

 

Zu 6) 

Das dem Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ zugrunde lie-

gende Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Gutachterbüro, 

der ACCON GmbH Köln (Bericht Nr.: ACB 1211 – 406183 – 643, 

Stand: 03.08.2012), erarbeitet. Etwaiger Neutralitätsverlust aufgrund 

enger Geschäftspartnerschaften ist unbegründet und wird deutlich zu-

rückgewiesen. Die in der schalltechnischen Untersuchung herangezo-

genen Berechnungsgrundlagen (DIN-Normen und Regelwerke) ent-

sprechen der gängigen Praxis. Gleiches gilt für den in der schalltechni-

schen Untersuchung berücksichtigten Schienenbonus mit einem Ab-

schlag von 5 dB(A), der nach der 16. Bundes-

Immissionsschutzverordnung (16. BImSchV) von 1990 für die festgeleg-
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ten Geräuschpegelgrenzwerte relevante Beurteilungspegel beim Schie-

nenverkehr um 5 dB geringe Grenzwerte als beim Straßenverkehr an-

setzt. Der BÜG-Bonus (Besonders überwachtes Gleis) von 3 dB(A) ist 

im Schallgutachten (Bericht Nr.: ACB 1211 – 406183 – 643, Stand: 

03.08.2012) nicht berücksichtigt worden, da das Planfeststellungsver-

fahren für die Gütergleisverlegung zum Zeitpunkt der Gutachtenerstel-

lung noch nicht abgeschlossen war. Zusätzlich ist eine Fachanwalts-

kanzlei zur neutralen Beratung und Begutachtung eingeschaltet wor-

den. Hierbei handelt es sich um die Kanzlei Lenz & Johlen aus Köln. 

 

 

Zu 7) 

Die Aussagen zum Planfeststellungsverfahren werden zur Kenntnis ge-

nommen. Es wird jedoch an dieser Stelle angeführt, dass es sich bei 

dem Planfeststellungsverfahren um ein anderweitiges und von dem hier 

vorliegenden Bauleitplanverfahren unabhängiges Verfahren handelt. 

Das Planfeststellungsverfahren unterliegt den Regularien des Verwal-

tungsverfahrensgesetz (VwVfG)  und  ist unabhängig von dem hier in 

Rede stehenden Bebauungsplanverfahren, welches den Vorgaben des 

Baugesetzbuches (BauGB) entspricht, zu behandeln. Im Bebauungs-

planverfahren wurden jedoch die vorliegenden Erkenntnisse aus dem 

Planfeststellungsverfahren zur geplanten Verlagerung des Güterbahn-

gleises im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt.  

 

 

Zu 8) 

Mit dem überarbeiteten Schallgutachten (Bericht Nr.: ACB 1211 – 

406183 – 643, Stand: 03.08.2012) sind durch die Betrachtung des 

Prognosehorizontes 2025 bereits die Streckenausbaupläne der DB be-

rücksichtigt worden. Die zu erwartenden Zugverkehrszahlen für die 

Bahntrassen sind für den Prognosezeitraum 2025 niedriger als dies in 

der schalltechnischen Untersuchung mit dem Prognosezeitraum 2015 

berücksichtigt ist. Dabei wurden alle bis zum Jahr 2025 prognostizierten 

Zugaufkommen in der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt. 

Zudem wurden gemäß Angaben der DB die Beschaffenheit der Züge, 

deren Länge sowie deren maximale Fahrgeschwindigkeit berücksich-

tigt. Entsprechende Ausführungen finden sich in Tab. 4.3.1 des Gutach-

tens. Bei der Berechnung des Beurteilungspegels wurde der jeweils 

ungünstigste Zustand berücksichtigt, wenngleich die der Prognose zu-

grunde gelegten Zuglängen und insbesondere die Fahrgeschwindigkei-

ten in aller Regel nicht erreicht werden. Im Ergebnis ist demnach fest-

zuhalten, dass durch die geringeren Zugverkehre geringere Verkehrs-

lärmimmissionen auf das Plangebiet einwirken. Im Westlichen Teilbe-
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reich sind gemäß den neuen Berechnungen Pegelminderungen von rd. 

3 bis 4 dB(A) gegenüber den vorausgegangenen Berechnungen zu 

prognostizieren. Im Verfahren werden jedoch, um dennoch einen höhe-

ren Schallschutz zu gewährleisten, die ungünstigeren Werte des Prog-

nosezeitraums 2015 berücksichtigt. Somit verbleiben die Festsetzungen 

zum Immissionsschutz im Bebauungsplan unverändert.   

 

Unter Beachtung der sachgemäßen Abwägung der Schallschutzbelan-

ge und der städtebaulichen Belange kommt die Stadt Leverkusen zu 

dem Ergebnis, dass die Entwicklung eines Wohngebietes an diesem 

Standort, gegenüber dem Zentrum Opladens, städtebaulich grundsätz-

lich begründbar ist. Zielsetzung ist die Reaktivierung einer Innerstädti-

schen Brache als Maßnahme der Innenentwicklung. Es handelt sich 

hierbei zusätzlich um eine innerstädtische Entwicklung mit ihren spezifi-

schen Qualitäten aber auch Rahmenbedingungen und nicht um ein 

Wohngebiet am Stadtrand ohne derartige Rahmenbedingungen.  

Demzufolge entspricht die vorliegende Planung den gesetzlichen und 

von der Rechtsprechung entwickelten Anforderungen.  

 

Beschlussempfehlung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Zu 1) 

In Anlehnung an den Rahmenplan und das Nutzungskonzept der neuen 

Bahnstadt Opladen und die daran anschließenden Nutzungsbereiche 

im Bestand, wird für den nördlichen und mittleren Teil des Plangebietes 

ein allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Damit wird 

ein Wohnschwerpunkt für unterschiedliche Nutzeransprüche im nördli-

chen Bereich des Quartiers neue bahnstadt opladen gebildet. 

 

Es wird die Ausweisung als allgemeines Wohngebiet als zielführend 

angesehen, da Nutzungen ermöglicht werden sollen, die über "reines" 

Wohnen hinausgehen. Auch unter Berücksichtigung vorgenannter Ein-

schränkungen bleibt der Gebietstyp „allgemeines Wohngebiet“ gewahrt.  

Das Quartier neue bahnstadt opladen ist als Altstandort und Fläche mit 

Grundwasserschaden einzustufen. Diesbezüglich wurden vertiefende 

Untersuchungen im Sinne einer Detail-(DU) und Sanierungsuntersu-

chung (SU) durchgeführt. Aus den Ergebnissen wurde ein Sanierungs-

plan gem. § 13 Bundesbodenschutzgesetz erarbeitet, der den Umgang 

mit vorhandenen Bodenbelastungen im Hinblick auf die geplanten Nut-

zungen umfassend regelt. Am 13.11.2009 wurde der Sanierungsplan 

für verbindlich erklärt. 

 

Ferner wurde im Jahr 2011 für den Geltungsbereich des Bebauungs-

planes 172 D/II „nbs: o - Wohnen Nord-West“ eine Flächenrisiko-Detail-

Untersuchung (FRIDU) durchgeführt. Im April / Mai 2012 wurden zudem 

für die Flächen Werkstättenstraße 3-5 sowie 7-17 ergänzende Boden- 

bzw. Bodenluftuntersuchungen durchgeführt. Für die Flächen Werkstät-
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tenstraße 3-5 existieren aus den 80 Jahren Hinweise auf Altlasten, de-

nen im Zuge des hier beschriebenen Bauleitplanverfahrens nochmals 

nachgegangen wurde. Eine detaillierte Betrachtung dieses Sachver-

halts wird im Umweltbericht behandelt.  

 

Innerhalb des Geltungsbereiches sind teilweise Überschreitungen der 

Prüfwerte der Bundesbodenschutzverordnung festgestellt worden. Da-

her ist der Geltungsbereich gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB, als "Flächen, 

deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind" 

gekennzeichnet.  

 

Aufgrund der vorhandenen Grundwasserverunreinigungen mit Pflan-

zenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln (PBSM) und 

chlorierten Kohlenwasserstoffen (CKW) wird durch eine Allgemeinver-

fügung der Stadt Leverkusen verboten, dass im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans 172 D/II „nbs: o - Wohnen Nord-West“ Grundwasser 

gefördert werden darf.  

 

Durch die gegenwärtig bestehenden Boden- und Grundwasserbelas-

tungen und einem sich daraus ableitenden verbleibenden latenten Ge-

fährdungspotential wird die Versickerung des anfallenden Nieder-

schlagswasser vor Ort grundsätzlich nicht ausgeschlossen, bedarf je-

doch der Prüfung und Zustimmung der Technischen Betriebe Lever-

kusen, der Unteren Wasserbehörde und der Unteren Bodenschutzbe-

hörde. Das anfallende Niederschlagswasser (sofern nicht vor Ort versi-

ckert)  als auch das Schmutzwasser werden dem städtischen Kanalnetz 

zugeführt und über den Kanalnetzanschluss an der Werkstättenstraße 

abgeführt.  

 

Bei Durchführung der Planung werden durch die geplanten Bodensa-

nierungen potenzielle Gefahrenquellen für das Schutzgut Wasser mit 

seinen Wechselwirkungen auf weitere Schutzgüter deutlich entschärft. 

Zudem ist der Hinweis im Bebauungsplan aufgenommen worden, dass 

Aufgrund der vorhandenen Grund-wasserverunreinigungen mit Pflan-

zenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungs-mitteln (PBSM) und 

Chlorierten Kohlenwasserstoffen (CKW) durch eine Allgemeinverfügung 

der Stadt Leverkusen verboten ist, im Bereich der allgemeinen Wohn-

gebiete und in den Flächen für Gemeinbedarf Grundwasser zu fördern. 

 

Durch die geplanten großflächigen Sanierungsmaßnahmen, einem be-

reits bestehenden Grundwassermonitoring und dem Verbot der Grund-

wasserentahme wird sichergestellt, dass alle gesetzlichen Richtwerte 
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und Normen für die geplante Wohnbebauung eingehalten werden. Eine 

Nutzungseinschränkung oder Gefährdung künftiger Bewohner ist nicht 

zu erwarten. 

 
 

Zu 2) 

Ein wesentliches Ziel des Gesamtkonzeptes neue Bahnstadt Opladen 

ist die Anbindung an die umgebenden Bestandsquartiere. Wesentliche 

Ver- und Anbindungen sind bereits durch die übrigen in Aufstellung be-

findlichen Bebauungspläne der neuen bahnstadt opladen geschaffen 

worden. Mit der Umsetzung des vorliegenden Bebauungsplanes 172 

D/II „nbs: o - Wohnen Nord-West“ können zwei weitere Verbindungen 

realisiert und gesichert werden.  

 

Dabei handelt es sich einerseits um die Anbindung für Fußgänger und 

Radfahrer im Norden des Bahnstadtgeländes (nördlicher Teil des „Grü-

nen Kreuzes“) an die Lützenkirchener Straße, andererseits durch die im 

Westen, an die Planstraße 1, anschließende Wegeverbindung an die 

Werkstättenstraße. Diese führt von der geplanten Wendeanlage durch 

die Bestandsstrukturen bis an die Werkstättenstraße.  

 

Diese Anbindungen schaffen attraktive und kurze Fuß- und Radwege-

verbindungen innerhalb des Quartiers neue bahnstadt opladen und 

vernetzen dieses mit den angrenzenden Bereichen. 

 

Eine zusätzliche Fußwegeverbindung zur Lützenkirchener Straße ist 

untersucht worden. Aufgrund der topographischen Verhältnisse und 

Zwangspunkte der Anbindung in Kombination mit den  Eigentumsver-

hältnissen und Kosten (Grunderwerb) wird dieser Ansatz nicht weiter 

verfolgt. 

 

Der planerische Leitgedanke zur Entwicklung der neuen bahnstadt op-

laden besteht in der Entwicklung zu einem Stadtquartier in zentraler 

Lage in Leverkusen mit guter verkehrlicher Anbindung, welches Struk-

turen für Wohnen, Bildung, Gewerbe und kulturellen Einrichtungen be-

inhaltet. Ferner soll hiermit ebenfalls dem Leitgedanken einer nachhal-

tigen städtebaulichen Entwicklung im Sinne einer Prämisse „Innen- vor 

Außenentwicklung“ Rechnung getragen werden. 

 

Innerhalb des Plangebietes soll ein urbanes Wohnquartier für unter-

schiedliche Bewohner- und Zielgruppen inmitten des Ortsteils Opladen 

entwickelt werden. Die Stadt Leverkusen profitiert durch die Lage zwi-
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schen den Oberzentren Düsseldorf und Köln sowie der Lage am Rhein, 

und erkennt demnach das Erfordernis die Wohnraumvorsorge für die 

Leverkusener Bevölkerung auch für die nächsten Jahre und Dekaden 

sicherzustellen. Durch die Umnutzung des brach gefallenen Geländes 

verfolgt die Stadt Leverkusen aktiv eine Innenentwicklung. Es wird so-

mit der Nachnutzung von integrierten Standorten gegenüber einer Inan-

spruchnahme von Flächen im Randbereich bzw. Außenbereich der 

Vorzug gegeben.  

 

Der Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ stellt dabei einen 

weiteren relevanten Realisierungsabschnitt in der Gesamtentwicklung 

des Quartiers neue bahnstadt opladen dar. Mit ihm werden weitere 

größere Vermarktungsflächen für das Wohnen gesichert. 

 

Eine Anbindung des Quartiers über die bereits beschriebenen Bezie-

hungen hinaus war nie städtebauliches Ziel und planerischer Leitge-

danke. Die aus der Lage resultierenden städtebaulichen Restriktionen 

sind in der vorliegenden Planung berücksichtigt und soweit planerisch 

sinnvoll und kostentechnisch möglich behoben worden. 

 
 

Zu 3) 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde eine artenschutzrecht-

liche Prüfung durchgeführt. Im Ergebnis der Prüfung konnten unter an-

derem Verdachtsfälle für die planungsrelevante Art Kreuzkröte festge-

stellt werden. Das Plangebiet kann im Bereich der Gleisbrachen auf der 

Ostseite der Halle Nord eine Funktion als Wanderterritorium besitzen. 

Durch die noch bestehenden Gleisbereiche zwischen dem Plangebiet 

und den weiter südlich gelegenen Bauflächen der angrenzenden Be-

bauungsplangebiete sind theoretisch Wanderungen in nördlicher Rich-

tung, in das Plangebiet, möglich. Es konnten jedoch keine Funde der 

planungsrelevanten Art Kreuzkröte im Plangebiet nachgewiesen wer-

den. Für die Kreuzkröte werden Empfehlungen für die Baustellenab-

wicklung im Artenschutzbericht getroffen.  

 

Der mit der Unteren Landschaftsbehörde abgestimmte Untersuchungs-

umfang hat potentielle Betroffenheiten der sog. planungsrelevanten Ar-

ten des Messtischblattes 4908 (Burscheid) festgelegt und die Ergebnis-

se im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Vorgaben und Erforder-

nisse des BNatSchG überprüft. Demnach werden keine vorgezogenen 

artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen für Kreuzkröten im 

Plangebiet erforderlich. 
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Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 172 D/II „Wohnen Nord-West“ 

wurden  umfangreiche Schalltechnische Untersuchungen unter Berück-

sichtigung des Prognosezeitraums 2015 durchgeführt. 

 

Nach der öffentlichen Auslegung wurden die neuen Prognosewerte für 

den Prognosezeitraum 2025 seitens der DB zur Verfügung gestellt. Wie 

aus der Schalltechnischen Untersuchung (Bericht Nr.: ACB 1211 – 

406183 – 643, Stand: 03.08.2012) ersichtlich ist, liegen die zu erwar-

tenden Zugverkehrszahlen für die Bahntrassen gemäß Prognosezeit-

raum 2025 niedriger, als dies in der schalltechnischen Untersuchung 

mit dem Prognosezeitraum 2015 berücksichtigt ist. Im Rahmen des 

Bauleitplanverfahrens wurde aufgrund der neuen Prognosewerte 2025 

eine Überarbeitung des Schallgutachtens vorgenommen. Dabei wurden 

alle bis zum Jahr 2025 prognostizierten Zugaufkommen in der schall-

technischen Untersuchung berücksichtigt. Zudem wurden gemäß An-

gaben der DB die Beschaffenheit der Züge, deren Länge sowie deren 

maximale Fahrgeschwindigkeit berücksichtigt. Entsprechende Ausfüh-

rungen finden sich in Tab. 4.3.1 des Gutachtens. Bei der Berechnung 

der Beurteilungspegel wurde der jeweils ungünstigste Zustand berück-

sichtigt, wenngleich die der Prognose zugrunde liegenden Zuglängen 

und insbesondere die Fahrgeschwindigkeiten in aller Regel nicht er-

reicht werden. 

 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass durch die geringeren Zugverkehre 

ebenfalls geringere Verkehrslärmimmissionen auf das Plangebiet ein-

wirken. Im westlichen Teilbereich sind gemäß den neuen Berechnun-

gen Pegelminderungen von rd. 3 bis 4 dB(A) gegenüber den vorausge-

gangenen Berechnungen zu prognostizieren. 

Um für das Plangebiet einen höheren Schutzanspruch zu gewährleisten 

werden im weiteren Planverfahren nicht die Werte des Prognosezeit-

raums 2025, sondern die ungünstigeren Werte des Prognosezeitraums 

2015 für die notwendigen Schallschutzmaßnahmen bzw. in der Abwä-

gung berücksichtigt. Eine Veränderung der Festsetzungen zum Immis-

sionsschutz im Bebauungsplan erfolgt somit nicht.   

 

Im Plangebiet „Wohnen Nord-West“ der Bahnstadt stellt sich die Situa-

tion wie folgt dar: Tagsüber werden die Richtwerte der DIN 18005 für 

ein Allgemeines Wohngebiet ganz überwiegend eingehalten, so dass 

für Gärten und Balkone keine Einschränkung in der Aufenthaltsqualität 

besteht. Die Orientierungswerte für den Schallschutz werden in Teilbe-

reichen des Plangebietes allerdings nachts deutlich überschritten, so 

dass hier – insbesondere auf den zur Bahn orientierten Seiten – bei ge-

öffnetem Fenster nachts die Wohnruhe durch den Zugverkehr nicht ab-
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schließend gewährleistet werden kann. Dies ist im verdichteten inner-

städtischen Raum grundsätzlich aber keine Seltenheit. 

 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden umfassend fünf städte-

baulich vertretbare Möglichkeiten, den aktiven Schallschutz betreffend, 

untersucht und eine Bewertung der möglichen Fallvarianten vorge-

nommen.  

 

Gemäß Ausführungen des Schallgutachtens (Kapitel 4.7.5) wirken akti-

ve Schallschutzmaßnahmen umso besser, je näher sie sich am Emissi-

onsort befinden und je höher diese ist. Im konkreten Fall des Plangebie-

tes „Wohnen Nord West“ bedeutet dies, dass der aktive Schallschutz 

entweder nah am Emissionsort (d.h. der Schiene) oder nah am Immis-

sionsort (d.h. an der geplanten Wohnbebauung) vorgesehen werden 

muss. Untersucht wurden Schallschutzwände an der Hangkante zur 

geplanten Bebauung der westlichen Seite der Werkstättenstraße („Fall 

2“ mit 3 m Höhe und „Fall 3“ mit 6 m Höhe), eine Riegelbebauung als 

Schallschutzwand in 12 m Höhe („Fall 4“) und kleinere Lärmschutzwän-

de im direkten Gleisbereich („Fall 5“). Im Ergebnis ist festzuhalten, dass 

diese Maßnahmen leider nicht zu relevanten Pegelminderungen führen 

oder rechtlich bzw. technisch (kleinere Lärmschutzwände im direkten 

Gleisbereich) nicht umsetzbar sind. Hinzu kommen Aspekte zu Herstel-

lungskosten und Grundstücksverfügbarkeiten. So wäre für den unter-

suchten „Fall 3“ für eine Lärmschutzwand von bis zu 470 m Länge und 

6 m Höhe, bei einem gemittelten Quadratmeterpreis von 250 Euro, al-

lein mit Herstellungskosten von rd. 7 Mio. Euro zu rechnen. Hinzu 

kommt durch die Flächeninanspruchnahme der aktiven Lärmschutz-

maßnahmen eine geringere Verwertbarkeit der jeweils betroffenen 

Baugebiete, was weitere finanzielle Einbußen bedeutet. Eine solche 

Kostenposition steht jedoch nicht im Einklang mit einem ausgeglichen 

Kosten- Nutzenverhältnis, da selbst bei dieser Umfangreichen Maß-

nahme nach wie vor eine Überschreitung der schalltechnischen Orien-

tierungswerte verbleibt. 

 

Eine Überprüfung und Abwägung deutlich umfassenderer aktiver 

Schallschutz-maßnahmen - z.B. die Überdeckelung des Gleisbettes 

zwischen den beiden Seiten des Bahnstadtgeländes oder Schall-

schutzwände/-wälle die deutlich höher als 15 m ab Böschungsoberkan-

te sein müssten, widersprechen dem städtebaulichen Rahmenplan, der 

die städtebauliche Grundlage für den Bebauungsplan darstellt und 

übersteigen ein ausgeglichenes Kosten-Nutzenverhältnis erheblich. 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes ist hierzu folgendes 

klar zu stellen: „eine Gemeinde ]ist] nicht gehalten, Maßnahmen zu er-
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greifen oder in einem Bebauungsplan festzusetzen, bei denen der mit 

Ihm erreichte Erfolg außer Verhältnis zu seinem Nutzen steht“ (BVerwG 

vom 22.03.2007, 4 CN 2/06). 

 

Im Bebauungsplan ist ein umfangreiches Maßnahmenkonzept aus 

Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen, um insbesondere die hohen 

Überschreitungen der Lärmpegel zur Nachtzeit, zu berücksichtigen. 

Dazu zählen: 

 
- passive Schallschutzmaßnahmen durch die Festsetzung von 

Lärmpegelbereichen (LBP) gemäß DIN 4109 und gemäß Eintrag 
im Bebauungsplan auf Grundlage umfassender textlicher Fest-
setzungen für die jeweiligen Baugebiete.  

- passive Schallschutzmaßnahmen durch die Festsetzung von 
schallgedämmten und fensterunabhängigen Lüftungen für 
Schlaf- und Kinderzimmer, 

- Ausnutzung der Eigenabschirmung der geplanten Gebäude 
durch Ausrichtung und Grundrissgestaltung,  

- Ausschluss von Wohnen in bestimmten Bereichen und Etagen 
(MI 3 und MI 4),  

- Ausschluss von Aufenthaltsräumen in bestimmten Bereichen und 
Etagen unter bestimmten Voraussetzungen (WA 1, WA 5, WA 7, 
WA 8, WA 10),  

- Anpassung der Traufhöhe in bestimmten Bereichen (WA 7, WA 
8, WA 9). 

 

Demzufolge sind im Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ 

passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt, um die nicht zu realisie-

renden aktiven Schallschutzmaßnahmen zu kompensieren. Zudem 

werden künftige Bewohner über diese Rahmenbedingungen im Plan-

gebiet, vor dem Grunderwerb, informiert. 

 

Die Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 ist wünschens-

wert. Nach verwaltungsgerichtlichem Urteil (Urteil des Hess VGH vom 

29.03.2012) wird jedoch bestätigt, dass dies in vielen Fällen nicht mög-

lich ist. Im Rahmen einer geordneten Stadtentwicklung kann sich die 

Stadt Leverkusen für eine Überschreitung der Werte der DIN 18005 

entscheiden, wenn dabei der entscheidungserhebliche Sachverhalt um-

fassend ermittelt wurde. Zu dieser Sachverhaltsermittlung gehört auch 

die Prüfung ernstlich in Betracht kommender Alternativen auch hinsicht-

lich des aktiven Schallschutzes.  

 
Grundsätzlich ist die Entwicklung eines Wohngebietes an diesem 

Standort, gegenüber dem Zentrum Opladens, städtebaulich begründ-

bar. Zielsetzung ist die Reaktivierung einer innerstädtischen Brache als 

Maßnahme der Innenentwicklung. Es handelt sich hierbei zusätzlich um 
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eine innerstädtische Entwicklung mit ihren spezifischen Qualitäten aber 

auch Rahmenbedingungen und nicht um ein Wohngebiet am Stadtrand 

ohne derartige Rahmenbedingungen. Zudem erfolgte eine umfassende 

Prüfung und Abwägung ernsthaft in Betracht kommender Alternativen.  

 

Demzufolge entspricht die vorliegende Planung den gesetzlichen und 

von der Rechtsprechung entwickelten Anforderungen.  

 
 

Zu 4) 

Durch die Aufgabe des ehemaligen Eisenbahnausbesserungswerks 

Leverkusen-Opladen und des Gleisbauhofs im Jahr 2003 sowie die 

Neuordnung von Bahnstrecken innerhalb der ehemaligen Bahnflächen 

ist das zentral im Stadtteil Opladen gelegene Areal von ca. 72 ha 

brachgefallen. Daraufhin hat der Rat der Stadt Leverkusen am 

26.09.2005 diesen Bereich als Stadtumbaugebiet definiert und festge-

setzt. 

Es entstand der Leitgedanke zu einem Stadtquartier in zentraler Lage in 

Leverkusen mit guter verkehrlicher Anbindung, welches Strukturen für 

Wohnen, Bildung, Gewerbe und kulturellen Einrichtungen beinhalten 

soll. Ferner soll hiermit dem Leitgedanken einer nachhaltigen städte-

baulichen Entwicklung im Sinne der Prämisse „Innen- vor Außenent-

wicklung“ Rechnung getragen werden. Mit der Planung soll dem Wan-

del städtischer Strukturen Rechnung getragen werden und die beste-

hende Nachfrage nach zentrumsnahen Wohnbauflächen für unter-

schiedliche Nutzeransprüche bedient werden.  

Darüber hinaus wird durch den Campus Leverkusen der Fachhoch-

schule Köln eine für Leverkusen neue und zukunftsweisende Universi-

tätsnutzung implementiert, die überregionale Strahlkraft besitzt und 

dem gesamten Stadtquartier der neuen bahnstadt opladen eine weitere 

Aufwertung gibt. Die Universitätsnutzung hat positive Wirkungen auf 

das Image, die Bevölkerungsentwicklung, die gewerbliche Umsetzung 

und das Wohnumfeld Opladen und darüber hinaus auf die gesamte 

Region. 

Das ehemals zu Bahnzwecken genutzte Grundstück (Flurstück 205, 

Flur 8, Gemarkung Opladen - Werkstättenstraße 21-25) soll zu großen 

Teilen an einen Investor veräußert werden, der insbesondere für das 

geplante Wohngebiet auch als Erschließungsträger für diesen Bereich 

fungieren soll. Der Investor beabsichtigt, im Sinne der Planungs- und 

Entwicklungsziele des Gebietes, auf den Flächen des Bebauungsplans 

Nr. 172 D/II „nbs: o - Wohnen Nord-West“, schwerpunktmäßig Einfami-

lien- und Doppelhäuser, Eigentumswohnungen sowie Gebäude für Bü-
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ro- bzw. gemischte Nutzungen zu errichten. Daneben soll eine öffentli-

che Grünfläche mit einem integrierten Spielplatz hergestellt werden, 

welche an die „zentrale Grünfläche“ im Bebauungsplan „Grüne Mitte“ 

anschließt. Orientierend an dem Rahmenplankonzept der neuen bahn-

stadt opladen ist im Plangebiet eine rahmengebende Bebauung für 

Wohn- und gemischte Nutzungen in dichterer und straßenrandbeglei-

tender Bauweise geplant, die eine aufgelockerte Wohnbebauung im 

Kern umgibt.  

Innerhalb des Plangebietes soll ein urbanes Wohnquartier für unter-

schiedliche Bewohner- und Zielgruppen inmitten des Ortsteils Opladen 

entwickelt werden. Die Stadt Leverkusen profitiert durch die Lage zwi-

schen den Oberzentren Düsseldorf und Köln sowie der Lage am Rhein, 

und erkennt demnach das Erfordernis die Wohnraumvorsorge für die 

Leverkusener Bevölkerung auch für die nächsten Jahre und Dekaden 

sicherzustellen. Durch die Umnutzung des brach gefallenen Geländes 

verfolgt die Stadt Leverkusen aktiv eine Innenentwicklung. Es wird so-

mit der Nachnutzung von integrierten Standorten gegenüber einer Inan-

spruchnahme von Flächen im Randbereich bzw. Außenbereich der 

Vorzug gegeben. Auch kann somit den Grundsätzen der Bauleitplanung 

und den Zielen zum Umweltschutz nach § 1a Abs. 2 BauGB, einen 

sparsamen Umgang mit Grund und Boden zu verfolgen, Rechnung ge-

tragen werden.  

 

Die Kosten für den Abbruch der im Plangebiet befindlichen baulichen 

Anlagen, die Baureifmachung, den Bau der Ver- und Entsorgungslei-

tungen und -anlagen und der Erschließungsstraßen mit Beleuchtung 

sowie der öffentlichen Grünflächen werden durch den Investor getra-

gen. Dies beinhaltet auch die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen 

und Bodenauffüllungen. Insbesondere zur Regelung der o.g. Sachver-

halte wird ein städtebaulicher Vertrag/ Erschließungsvertrag zwischen 

Investor und Stadt erstellt. 

 

Der Investor übernimmt die Kosten für das Bebauungsplanverfahren 

und die erforderlichen Gutachten. Investive Kosten entstehen nach bis-

herigem Kenntnisstand der Stadt Leverkusen nicht bzw. gehen zu Las-

ten des Investors.  

 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 

Gemeinden haben im Rahmen der Bauleitplanung den Aspekt Lärm-

schutz ernst zu nehmen. Daher hat die Stadt Leverkusen im Rahmen 

des Bauleitplanverfahrens 172 D/II „nbs:o - Wohnen Nord-West“ um-

fangreiche Schalltechnische Untersuchungen unter Berücksichtigung 

des Prognosezeitraums 2015 durchgeführt. 

 

Nach der öffentlichen Auslegung wurden die neuen Prognosewerte für 

den Prognosezeitraum 2025 seitens der DB zur Verfügung gestellt. Wie 

aus der Schalltechnischen Untersuchung (Bericht Nr.: ACB 1211 – 

406183 – 643, Stand: 03.08.2012) ersichtlich ist, liegen die zu erwar-

tenden Zugverkehrszahlen für die Bahntrassen gemäß Prognosezeit-

raum 2025 niedriger, als dies in der schalltechnischen Untersuchung 

mit dem Prognosezeitraum 2015 berücksichtigt ist. Im Rahmen des 

Bauleitplanverfahrens wurde aufgrund der neuen Prognosewerte 2025 

eine Überarbeitung des Schallgutachtens vorgenommen. Dabei wurden 

alle bis zum Jahr 2025 prognostizierten Zugaufkommen in der schall-

technischen Untersuchung berücksichtigt. Zudem wurden gemäß An-

gaben der DB die Beschaffenheit der Züge, deren Länge sowie deren 
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maximale Fahrgeschwindigkeit berücksichtigt. Entsprechende Ausfüh-

rungen finden sich in Tab. 4.3.1 des Gutachtens. Bei der Berechnung 

der Beurteilungspegel wurde der jeweils ungünstigste Zustand berück-

sichtigt, wenngleich die der Prognose zugrunde liegenden Zuglängen 

und insbesondere die Fahrgeschwindigkeiten in aller Regel nicht er-

reicht werden. 

 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass durch die geringeren Zugverkehre 

ebenfalls geringere Verkehrslärmimmissionen auf das Plangebiet ein-

wirken. Im westlichen Teilbereich sind gemäß den neuen Berechnun-

gen Pegelminderungen von rd. 3 bis 4 dB(A) gegenüber den vorausge-

gangenen Berechnungen zu prognostizieren. 

Um für das Plangebiet einen höheren Schutzanspruch zu gewährleisten 

wurden im weiteren Planverfahren nicht die Werte des Prognosezeit-

raums 2025, sondern die ungünstigeren Werte des Prognosezeitraums 

2015 für die notwendigen Schallschutzmaßnahmen bzw. in der Abwä-

gung berücksichtigt. Eine Veränderung der Festsetzungen zum Immis-

sionsschutz im Bebauungsplan erfolgte somit nicht.   

 

Im Plangebiet „Wohnen Nord-West“ der Bahnstadt stellt sich die Situa-

tion wie folgt dar: Tagsüber werden die Richtwerte der DIN 18005 für 

ein Allgemeines Wohngebiet ganz überwiegend eingehalten, so dass 

für Gärten und Balkone keine Einschränkung in der Aufenthaltsqualität 

besteht. Die Orientierungswerte für den Schallschutz werden in Teilbe-

reichen des Plangebietes allerdings nachts deutlich überschritten, so 

dass hier – insbesondere auf den zur Bahn orientierten Seiten – bei ge-

öffnetem Fenster nachts die Wohnruhe durch den Zugverkehr nicht ab-

schließend gewährleistet werden kann. Dies ist im verdichteten inner-

städtischen Raum grundsätzlich aber keine Seltenheit. 

 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden umfassend fünf städte-

baulich vertretbare Möglichkeiten, den aktiven Schallschutz betreffend, 

untersucht und eine Bewertung der möglichen Fallvarianten vorge-

nommen.  

 

Gemäß Ausführungen des Schallgutachtens (Kapitel 4.7.5) wirken akti-

ve Schallschutzmaßnahmen umso besser, je näher sie sich am Emissi-

onsort befinden und je höher diese ist. Im konkreten Fall des Plangebie-

tes „Wohnen Nord West“ bedeutet dies, dass der aktive Schallschutz 

entweder nah am Emissionsort (d.h. der Schiene) oder nah am Immis-

sionsort (d.h. an der geplanten Wohnbebauung) vorgesehen werden 

muss. Untersucht wurden Schallschutzwände an der Hangkante zur 

geplanten Bebauung der westlichen Seite der Werkstättenstraße („Fall 
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2“ mit 3 m Höhe und „Fall 3“ mit 6 m Höhe), eine Riegelbebauung als 

Schallschutzwand in 12 m Höhe („Fall 4“) und kleinere Lärmschutzwän-

de im direkten Gleisbereich („Fall 5“). Im Ergebnis ist festzuhalten, dass 

diese Maßnahmen leider nicht zu relevanten Pegelminderungen führen 

oder rechtlich bzw. technisch (kleinere Lärmschutzwände im direkten 

Gleisbereich) nicht umsetzbar sind. Hinzu kommen Aspekte zu Herstel-

lungskosten und Grundstücksverfügbarkeiten. So wäre für den unter-

suchten „Fall 3“ für eine Lärmschutzwand von bis zu 470 m Länge und 

6 m Höhe, bei einem gemittelten Quadratmeterpreis von 250 Euro, al-

lein mit Herstellungskosten von rd. 7 Mio. Euro zu rechnen. Hinzu 

kommt durch die Flächeninanspruchnahme der aktiven Lärmschutz-

maßnahmen eine geringere Verwertbarkeit der jeweils betroffenen 

Baugebiete, was weitere finanzielle Einbußen bedeutet. Eine solche 

Kostenposition steht jedoch nicht im Einklang mit einem ausgeglichen 

Kosten- Nutzenverhältnis, da selbst bei dieser Umfangreichen Maß-

nahme nach wie vor eine Überschreitung der schalltechnischen Orien-

tierungswerte verbleibt. 

 

Eine Überprüfung und Abwägung deutlich umfassenderer aktiver 

Schallschutz-maßnahmen - z.B. die Überdeckelung des Gleisbettes 

zwischen den beiden Seiten des Bahnstadtgeländes oder Schall-

schutzwände/-wälle die deutlich höher als 15 m ab Böschungsoberkan-

te sein müssten, widersprechen dem städtebaulichen Rahmenplan, der 

die städtebauliche Grundlage für den Bebauungsplan darstellt und 

übersteigen ein ausgeglichenes Kosten-Nutzenverhältnis erheblich. 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes ist hierzu folgendes 

klar zu stellen: „eine Gemeinde ]ist] nicht gehalten, Maßnahmen zu er-

greifen oder in einem Bebauungsplan festzusetzen, bei denen der mit 

Ihm erreichte Erfolg außer Verhältnis zu seinem Nutzen steht“ (BVerwG 

vom 22.03.2007, 4 CN 2/06). 

 

Im Bebauungsplan ist ein umfangreiches Maßnahmenkonzept aus 

Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen, um insbesondere die hohen 

Überschreitungen der Lärmpegel zur Nachtzeit, zu berücksichtigen. 

Dazu zählen: 

 
- passive Schallschutzmaßnahmen durch die Festsetzung von 

Lärmpegelbereichen (LBP) gemäß DIN 4109 und gemäß Eintrag 
im Bebauungsplan auf Grundlage umfassender textlicher Fest-
setzungen für die jeweiligen Baugebiete.  

- passive Schallschutzmaßnahmen durch die Festsetzung von 
schallgedämmten und fensterunabhängigen Lüftungen für 
Schlaf- und Kinderzimmer, 

- Ausnutzung der Eigenabschirmung der geplanten Gebäude 
durch Ausrichtung und Grundrissgestaltung,  
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- Ausschluss von Wohnen in bestimmten Bereichen und Etagen 
(MI 3 und MI 4),  

- Ausschluss von Aufenthaltsräumen in bestimmten Bereichen und 
Etagen unter bestimmten Voraussetzungen (WA 1, WA 5, WA 7, 
WA 8, WA 10),  

- Anpassung der Traufhöhe in bestimmten Bereichen (WA 7, WA 
8, WA 9). 

 

Demzufolge sind im Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ 

passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt, um die nicht zu realisie-

renden aktiven Schallschutzmaßnahmen zu kompensieren. Zudem 

werden künftige Bewohner über diese Rahmenbedingungen im Plan-

gebiet, vor dem Grunderwerb, informiert. 

 

Die Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 ist wünschens-

wert. Nach verwaltungsgerichtlichem Urteil (Urteil des Hess VGH vom 

29.03.2012) wird jedoch bestätigt, dass dies in vielen Fällen nicht mög-

lich ist. Im Rahmen einer geordneten Stadtentwicklung kann sich die 

Stadt Leverkusen für eine Überschreitung der Werte der DIN 18005 

entscheiden, wenn dabei der entscheidungserhebliche Sachverhalt um-

fassend ermittelt wurde. Zu dieser Sachverhaltsermittlung gehört auch 

die Prüfung ernstlich in Betracht kommender Alternativen auch hinsicht-

lich des aktiven Schallschutzes.  
 

Grundsätzlich ist die Entwicklung eines Wohngebietes an diesem 

Standort, gegenüber dem Zentrum Opladens, städtebaulich begründ-

bar. Zielsetzung ist die Reaktivierung einer innerstädtischen Brache als 

Maßnahme der Innenentwicklung. Es handelt sich hierbei zusätzlich um 

eine innerstädtische Entwicklung mit ihren spezifischen Qualitäten aber 

auch Rahmenbedingungen und nicht um ein Wohngebiet am Standrand 

ohne derartige Restriktionen. Zudem erfolgte eine umfassende Prüfung 

und Abwägung ernsthaft in Betracht kommender Alternativen.  

 

Ebenfalls spricht der planerische Leitgedanke der neuen bahnstadt op-

laden - Entwicklung des Bereichs zu einem Stadtquartier in zentraler 

Lage in Leverkusen mit guter verkehrlicher Anbindung, welches Struk-

turen für Wohnen, Bildung, Gewerbe und kulturellen Einrichtungen be-

inhaltet- für dessen Entwicklung. Ferner soll hiermit ebenfalls dem Leit-

gedanken einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung in Sinne der 

Prämisse „Innen- vor Außenentwicklung“ Rechnung getragen werden. 

 

Innerhalb des Plangebietes soll ein urbanes Wohnquartier für unter-

schiedliche Bewohner- und Zielgruppen inmitten des Ortsteils Opladen 

entwickelt werden. Die Stadt Leverkusen profitiert durch die Lage zwi-
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schen den Oberzentren Düsseldorf und Köln sowie der Lage am Rhein, 

und erkennt demnach das Erfordernis die Wohnraumvorsorge für die 

Leverkusener Bevölkerung auch für die nächsten Jahre und Dekaden 

sicherzustellen. Durch die Umnutzung des brach gefallenen Geländes 

verfolgt die Stadt Leverkusen aktiv eine Innenentwicklung. Es wird so-

mit der Nachnutzung von integrierten Standorten gegenüber einer Inan-

spruchnahme von Flächen im Randbereich bzw. Außenbereich der 

Vorzug gegeben.  

 

Der Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ stellt dabei einen 

weiteren relevanten Realisierungsabschnitt in der Gesamtentwicklung 

des Quartiers neue bahnstadt opladen dar. Mit ihm werden weitere 

größere Vermarktungsflächen für das Wohnen gesichert. 

 

Demzufolge entspricht die vorliegende Planung den gesetzlichen und 

von der Rechtsprechung entwickelten Anforderungen. 
 

Gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch sind die abgegebenen Stellungnah-

men zu prüfen und das durch den Rat der Stadt beschlossene Prüfer-

gebnis ist mitzuteilen. Diese Mitteilung ist nicht rechtsmittelfähig. 
 

 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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B1 

  Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD), Dez. 22.5 

Mündelheimerweg 51 

40472 Düsseldorf 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

In der Begründung zum Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ 

wurde im Kapitel Kampfmittel auf die vermutete Belastungssituation im 

Plangebiet und die zu treffenden Maßnahmen bei Erdarbeiten hinge-

wiesen. Ein entsprechender Hinweis wurde unter „Hinweise, Punkt C“ 

im Bebauungsplan aufgenommen. Vor Baumaßnahmen ist eine Ab-

stimmung mit dem KBD zu ersuchen, um die weitere Vorgehensweise 

abzustimmen. 

 

Beschlussempfehlung: 

Der Stellungnahme des Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD), Dez. 

22.5 wird gefolgt. 
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B2 

ERW-T Transport Planning & Optimisation 

  E-Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG 

  Geschäftsstelle West/ ERW-T 

  Borsigstr. 11 

  40880 Ratingen 

  (Schreiben vom  29.05.2012) 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Lage der aufgeführten Richtfunkstrecken wurde geprüft. In Rück-

sprache mit der ERW-T Transport Planning & Optimisation E-Plus Mo-

bilfunk GmbH & Co. KG wäre die Richtfunkstrecke 16EM0466 betrof-

fen, wenn die Bebauung im nördlichen Bereich des Plangebietes eine 

Gebäudehöhe von über 16,0 m aufweisen würde. Durch die Festset-

zung von maximalen Gebäudehöhen im Plangebiet wird diese Gebäu-

dehöhe deutlich unterschritten.  

 

Daher sind keine Beeinträchtigungen der beiden Richtfunkstrecken 

durch die Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten. 

 

 

Beschlussempfehlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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  B3 

NABU – Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. 

(Schreiben vom 06.06.2012) 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Dach- und Fassadenbegrünungen / Regenwassernutzung 

Gemäß textlicher Festsetzungen zum Bebauungsplan 172 D/II „nbs:o - 

Wohnen Nord-West“ sind Garagen und überdachte Stellplätze in den 

allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 22 und den Mischgebieten MI 

3 bis MI 8 zwingend mit einer standortgerechten Vegetation extensiv zu 

begrünen.  

Bei den Gebäuden in den Mischgebieten MI 1 und MI 2 handelt es sich 

um Gebäude, die mit Beschluss des Rates vom 04.12.2006 in die 

Denkmalliste der Stadt Leverkusen eingetragen wurden. Dabei handelt 

es sich um die „Eisenbahnerwohnhäuser Werkstättenstraße des ehe-

maligen Ausbesserungs-werkes“. Diese Denkmäler werden durch den 

Bebauungsplan Nr. 172 D/II „nbs: o - Wohnen Nord-West“ planungs-

rechtlich gesichert. Eine Festsetzung von begrünten Dächern steht den 

denkmalrechtlichen Belangen entgegen. Zudem handelt es sich hier um 

stark geneigte Dächer, bei denen eine Dachbegrünung nur unter ho-

hem Aufwand möglich wäre und den Zweck einer Regenwasserrückhal-

tung nicht erfüllen kann. 
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Bei den Hauptdächern von Gebäuden in den allgemeinen Wohngebie-

ten WA 1 bis WA 22 sind geneigte Dächer mit einer Dachneigung von 

35° bis 40° zulässig. Eine effektive Dachbegrünung solch stark geneig-

ter Dächer ist nur unter erhöhtem technischem Aufwand möglich. Der 

gewünschte Effekt der Regenwasserrückhaltung ist bei einer solchen 

Dachneigung jedoch nicht mehr gegeben. Eine Festsetzung alle Dächer 

im Geltungsbereich des Bebauugsplans172 D/II „Wohnen Nord-West“ 

extensiv zu begrünen, ist unter den im Plangebiet vorherrschenden 

städtebaulichen Zielen und dem erhöhten finanziellen und bautechni-

schen Aufwand nicht zu rechtfertigen.  

Die getroffenen Festsetzungen zum Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen 

Nord-West“ ermöglichen jedoch eine generelle extensive Dachbegrü-

nung. 

  

Energie 

Der Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“  und das dem Be-

bauungsplan zu Grunde liegende städtebauliche Konzept ermöglicht 

eine Gebäudeausrichtung für die Nutzung Solarthermischer Energie. 

Die im Bebauungsplan getroffenen textlichen Festsetzungen ermögli-

chen den Einsatz erneuerbarer Energien. Ferner sind die Standards der 

ENEV im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen.  

 

Für die neue bahnstadt opladen ist eine zentrale Wärmeversorgung 

über mehrere kleine Blockheizkraftwerke (BHKW) vorgesehen, die vo-

raussichtlich im Bereich des Gewerbegebietes bzw. des Campus-

Leverkusen liegen werden. Dieses ist Bestandteil des Energie- und 

Klimakonzeptes der Stadt Leverkusen. Innerhalb des Bebauungsplans 

172 D/II „Wohnen Nord-West“ liegen keine Standorte für BHKWs. Es ist 

geplant, die Wärmeversorgung für das Plangebiet Wohnen Nord-West 

über die vorhandenen BHKWs sicher zu stellen, was zu einer günstige-

ren CO2-Bilanz führt. 

 

Festsetzungen zur Nutzung erneuerbarer Energien können im Rahmen 

des Bauleitplanverfahrens nicht getroffen werden, da die rechtliche Er-

mächtigungsgrundlage dafür nicht gegeben ist. 
   

Bauweise und Baustoffe 

Der Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ ermöglicht die Ver-

wendung von Baustoffen die ressourcen- und energieschonend produ-

ziert wurden und die Gesundheit nicht belasten.  

 

Ferner sind Holzfassaden im Geltungsbereich des Bebauungsplans 172 

D/II „nbs:o - Wohnen Nord-West“ in geringfügigen Umfang möglich. Die 
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ausschließliche Festsetzung von Holzfassaden ist aus städtebaulichen 

und gestalterischen Gesichtspunkten im Plangebiet nicht gewollt. Zu-

dem sind die im Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ ge-

troffenen Festsetzung in Abhängigkeit der angrenzenden Bebauungs-

pläne (z.B. Bebauungsplan 172 C/II „Quartier am Campus“) so getrof-

fen worden, das ein einheitliches Erscheinungsbild im Geltungsbereich 

„neue bahnstadt opladen“ gewährleistet werden kann.  

 

Gebäudeausrichtung optimieren 

Die im Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ festgesetzten 

überbaubaren Grundstücksflächen und das dem Bebauungsplan zu 

Grunde liegende städtebauliche Konzept ermöglicht grundsätzlich eine 

Gebäudeausrichtung im Sinne der Nutzung Solarthermischer Energie. 

Die im B-Plan getroffenen textlichen Festsetzungen ermöglichen eben-

falls den Einsatz erneuerbarer Energien.  

 

Artenschutz 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 172 D/II „Wohnen Nord-West“ 

wurde eine Artenschutzprüfung (ASP) durchgeführt. In Abstimmung mit 

der Unteren Landschaftsbehörde wurden im September 2011 die bis 

dahin gesammelten Informationen und Kartierungsergebnisse diskutiert 

und aus den gewonnen Erkenntnissen Schwerpunkte für die weiteren 

artenschutzrechtlichen Untersuchungen und Dokumentationen festge-

legt. In den Dialog sind des Weiteren die Ergebnisse einer aus dem 

Jahr 2009 durchgeführten Artenschutzprüfung eingeflossen. 

 

Ein Vorkommen von Fledermäusen im Plangebiet ist wahrscheinlich. 

Das Plangebiet stellt auf Grund seiner Ausprägung im Übergang zwi-

schen Siedlungsbereich und den offenen Freiflächen zwischen den 

ehem. Werksgebäuden ein attraktives Jagdhabitat für an den Sied-

lungsraum angepasste Fledermausarten dar. Hier sind vorrangig die 

Zwergfledermaus sowie die Kleine Bartfledermaus zu nennen. Eine ge-

naue Lokalisierung der Quartiere konnte nicht durchgeführt werden, da 

vor allem im angrenzenden Siedlungsbereich und den außerhalb des 

Plangebietes angrenzenden, linienförmigen Gehölzstrukturen, sich eine 

Vielzahl von potenziellen Quartiersplätzen befindet. 

 

Es konnten keine Quartiere von planungsrelevanten Fledermausarten 

innerhalb des Plangebietes nachgewiesen werden. Als Präventivmaß-

nahme, zur Attraktivierung des Plangebietes für Fledermausarten, wur-

den in den im westlichen Plangebiet stockenden Großbäumen (Plata-
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nen, Kastanien)  sowie an verbleibenden Bestands-gebäuden insge-

samt 20 Fledermauskästen installiert. 

 

Im Rahmen der Kartierungen konnte die Vermutung von einem Nist-

platz des Turmfalken bestätigt, und sogar eine gestiegene Attraktivität 

des Plangebietes als Revier und Nistplatz für die planungsrelevante Art 

des Turmfalken festgestellt werden. Grund hierfür ist neben dem ver-

muteten Nistplatz von 2009, der Fund vier weiterer potenzieller Nist-

plätze in Maueröffnungen der Ost- und Nordfassade der DB-

Instandsetzungshalle bzw. auf einer Rohrbrücke an der Ostfassade der 

Halle. 

 

Da das auf der Rohrbrücke vor der Ostfassade lokalisierte Nest sowie 

die Nistplätze in den Maueröffnungen zu einem Zeitpunkt außerhalb der 

Brutzeit gefunden wurden, können sie ohne visuellen Nachweis nicht 

zweifelsohne nur dem Turmfalken zugeordnet werden.  

 

Da die Bahninstandsetzungshalle u.U. bereits 2012 abgebrochen wer-

den soll, sind zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-

ständen im Sinne des § 44 BNatSchG vorgezogene artenschutzrechtli-

che Vermeidungsmaßnahmen für den Turmfalken notwendig. Aus 

Gründen des Denkmalschutzes befinden sich im Plangebiet nur wenige 

Gebäude, die als potenzielle Standorte für Nisthilfen zur Verfügung ste-

hen. In Abstimmung mit der DB Service Immobilien GmbH wurde als 

vorgezogene Vermeidungsmaßnahme an einem Gittermast im westli-

chen Plangebiet (Nähe ehem. Feuerwehrhaus) ein Nistkasten für Turm-

falken installiert. Für den zweiten Nistkasten wurde außerhalb des Gel-

tungsbereiches des Bebauungsplanes, im Bereich des neuen Stellwer-

kes (eStw), eigens ein Gittermast für den Turmfalkennistkasten instal-

liert.  

 

Mit der Installation des Turmfalkennistkastens wurden parallel im Winter 

die bestehenden potenziellen Nistmöglichkeiten (Löcher in der Hallen-

fassade) mit Blechen verschlossen, um so auszuschließen, dass die 

Fassadenlöcher erneut als Brutrevier bezogen werden können, und In-

dividuen durch spätere Abbrucharbeiten gefährdet sind. 

 

In den Gehölzstrukturen des Plangebietes konnten keine Baumhöhlen 

oder artenspezifische Indikatoren von planungsrelevanten Höhlenbrü-

tern (Eulen-, Kauz- und Spechtarten) oder Fledermäusen lokalisiert 

werden.   
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Außer- und innerhalb der im Plangebiet befindlichen Gebäudestruktu-

ren konnten keine Individuen oder Altnester der planungsrelevanten Ar-

ten der Rauch- und Mehlschwalben lokalisiert werden. Eine lokale Po-

pulation kann daher ausgeschlossen werden. 

 

Im Rahmen der Artschutzprüfung zum Bauleitplanverfahren 172 D/II 

„nbs:o - Wohnen Nord-West“ wurden in Abstimmung mit der Unteren 

Landschaftsbehörde der Stadt Leverkusen die Untersuchungsschwer-

punkte sowie die Untersuchungsschwerpunkte für die Artenschutzprü-

fung bestimmt. Dabei wurden Ergebnisse und verbleibende Verdachts-

fälle der Artenschutzprüfungen aus dem Jahr 2009 aufgegriffen und in 

den aktuellen Untersuchungen fortgeführt.  

Der mit der ULB abgestimmte Untersuchungsumfang hat potentielle Be-

troffenheiten der sog. planungsrelevanten Arten des Messtischblattes 

4908 (Burscheid) untersucht und die Ergebnisse in Hinblick auf die ar-

tenschutzrechtlichen Vorgaben und Erfordernisse des BNatSchG über-

prüft. Betrachtungen der überwiegend gebäudebrütenden Vogelarten 

Dohle, Mauersegler und in Teilen Hausrotschwanz sind in Hinblick auf 

nicht vorhandene Planungsrelevanz der Vogelarten (keine planungsre-

levanten Arten nach Anhang IV der Roten Liste) im Gutachten nicht mit 

aufgenommen und detailliert worden. 

 

Für die im Rahmen der Artenschutzprüfung festgestellten artenschutz-

rechtlichen Konflikte wurden adäquate vorgezogene Artenschutzmaß-

nahmen initiiert und ergänzende Vermeidungsmaßnahmen festgesetzt. 

Hierdurch wird mit Umsetzung der Planung nicht gegen die Verbote des 

§ 44 (1) BNatSchG verstoßen. 

 

 

Beschlussempfehlung: 

Der Stellungnahme wird zum Teil gefolgt. 
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B4 

Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR  

  Fr. – Ebert-Str. 17 

  (Schreiben vom 12.06.2012) 

   

   
 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Bau der erforderlichen Kanalisation wird durch den Erschließungs-

träger durchgeführt. Dieser Sachverhalt wird im Rahmen des Städte-



                            Bebauungsplan Nr. 172 D/II "Wohnen Nord-West" - Abwägung -                   Seite  55  

 

 

baulichen Vertrags und des Erschließungsvertrags geregelt. Eine Um-

wandlung der Privatwege in öffentliche Verkehrsflächen, zu Lasten der 

Stadt Leverkusen, wird aus finanziellen Aspekten nicht durchgeführt. 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird in Kapitel 4.6 „Technische 

Infrastruktur“ angepasst. 

 

Die Abstimmung der Leitungstrassen erfolgt unter der koordinierenden 

Funktion der NBSO GmbH. 

 

 

Beschlussempfehlung: 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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B5 

Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG  

  Overfeldweg 23 

  51371 Leverkusen 

  (Schreiben vom 19.06.2012) 
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  Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Alle erforderlichen 

Maßnahmen zur Erschließung sowie zur Ver- und Entsorgung sind im 

Bebauungsplan berücksichtigt bzw. werden durch getroffene Festset-

zungen ermöglicht und sind im Rahmen der Ausführungsplanung abzu-

stimmen. 

 

 

 

Beschlussempfehlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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B6 

LVR -  Amt für Denkmalpflege im Rheinland 

  Ehrenfriedstraße 19 

  50259 Pulheim 

  (Schreiben vom 25.06.2012) 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Halle im Bereich der geplanten MI 5, 6, 7 und 8 (entlang der Bahn-

stadtchaussee) soll abgebrochen werden, um hier ein neues Wohn-

quartier zu entwickeln. Die Halle, einschließlich ihrer Fassade ist nicht 

als Baudenkmal eingetragen. 

 

Die Fassade ist realistischerweise nur dann zu erhalten, wenn die Halle 

in Gänze einer neuen Nutzung zugeführt und saniert worden wäre. Die-

se Fragestellungen sind z.T. bereits im Vorfeld des Bebauungsplanver-

fahrens sowie des Wettbewerbsverfahrens (2005) umfassend geprüft 

und erörtert worden. Städtebauliche Zielsetzung ist es, im geplanten 

Wohngebiet die bestehenden Hallenstrukturen nicht zu erhalten, son-

dern hier Mehrfamilienhäuser bzw. „Stadthäuser“ als Rand und Einfami-

lienhäuser im inneren zu entwickeln. Hierauf basierte die frühzeitige Be-

teiligung der Öffentlichkeit (18.10.2007). Bereits die Darstellung als 

Wohnbaufläche im FNP basierte auf dieser Annahme. Das grundsätzli-

che städtebauliche Konzept entspricht auch der Nachfrage in Opladen. 

Die Umwandlung der Halle zu Wohnzwecken ist aufgrund der vorheri-

gen gewerblichen Nutzung wirtschaftlich nicht darstellbar. Daher sind in 

diesem Fall die Belange der Weiterentwicklung bestehender Ortsteile 

und das Ziel der Reaktivierung von Brachflächen für den Wohnungsbau 

stärker zu gewichten. Die Baugrenzen greifen daher nicht der Hallen-

struktur auf, sondern sichern des städtebaulichen Entwurf ab. Hinweis: 

Im Bereich des Bebauungsplanes 172 B/II „Campus und Gewerbe“ 

kann dem Ziel der Erhaltung bestehender Strukturen ein deutlich größe-

res Gewicht gegeben werden. Hier ermöglichen die Baugrenzen in we-

sentlichen Teilen einen Erhalt der Hallen. Eine Sicherung der beste-

henden Fassaden ist auf Ebene des Planungsrechtes rechtlich nicht 

möglich.  

 

Der pauschale Ausschluss von solarthermischen Anlagen über die Ge-

staltungssatzung stellt einen sehr erheblichen Eingriff dar. Bei der Auf-

stellung von Bebauungsplänen sind auch die Belange des Umwelt-

schutzes, hier insb. die Nutzung erneuerbarer Energien und die Auswir-

kungen auf das Klima, umfassend zu berücksichtigen. Ein Ausschluss 

von solarthermischen Anlagen auf Dächern ist im Bereich der Werkstät-

tenstraße gestalterisch nicht vorgesehen (B-Plan 172 A/II sowie 172 

B/II, Stand öffentliche Auslegung). Ein Ausschluss solarthermischer An-

lagen allein für das Baugebiet MI 2 und somit nur für einen kleinen Teil-

bereich des Plangebietes hat keine umfassende gestalterische Wirkung 

auf das Plangebiet. 
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Gleichzeitig ist aufgrund geltender Rechtslage so, dass bauliche Ände-

rungen und Ergänzungen an Denkmälern sowie bauliche Anlagen im 

Denkmalnahbereich einer eigenständigen denkmalrechtlichen Geneh-

migung bedürfen (Stadt Leverkusen als Untere Denkmalbehörde, Be-

nehmensherstellung mit dem LVR, Amt für Denkmalpflege im Rhein-

land). Es besteht somit kein zwingendes Regelungserfordernis auf 

Ebene der Bauleitplanung/Gestaltungssatzung gem. Landesbauord-

nung. Im Sinne einer planerischen Zurückhaltung erfolgt keine Ein-

schränkung hinsichtlich der Errichtung solarthermischer Anlagen.  

 

Der Anregung der oberen Denkmalbehörde wird dahingehend gefolgt, 

dass die textlichen Festsetzungen zu Solaranlagen mit folgendem Hin-

weis versehen werden: „Auf Denkmälern und im Denkmalnahbereich 

erfordert u.a. die Anlage von Solaranlagen  auch eine Genehmigung 

nach Denkmalrecht. Die Anlage von Solaranlagen auf Denkmälern ist 

regelmäßig nicht erlaubnisfähig.“ 

 

Somit wird auf die aktuelle Diskussion zum Thema Denkmalschutz und 

Photovoltaik umfassend verwiesen und ein Hinweis für Bauinteressen-

ten gegeben. Gleichzeitig wird die Denkmalbehörde für den Einzelfall 

nicht durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes eingeengt und 

kann in eigener Zuständigkeit entscheiden.  

 

 

 

Beschlussempfehlung: 

Der Stellungnahme wird nur teilweise gefolgt. 
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  B7 

  AVEA GmbH & Co. KG 

  Im Eisenholz 3 

  51373 Leverkusen 

  (Schreiben vom 25.06.2012) 
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  Stellungnahme der Verwaltung: 

Die im Bebauungsplan 172 D/II „Wohnen Nord-West“ festgesetzten Er-

schließungsflächen ermöglicht ein problemloses Befahren des Plange-

biets mit Abfallsammelfahrzeugen. Die geplante Wendemöglichkeit im 

Nordwesten des Plan-gebietes ist so angelegt worden, das ein Wenden 

eines Abfallsammelfahrzeugen gewährleistest ist.  

 

Für die Privatstraßen im Norden des Plangebietes, die von Abfallsam-

melfahrzeugen nicht befahren werden, sind Aufstellflächen für bewegli-

che Abfallbehälter für den Zeitpunkt der Abholung, innerhalb der öffent-

lichen Verkehrsfläche, im Rahmen der Erschließungsplanung festgelegt 

worden und werden durch textliche Festsetzungen im Bebauungsplan 

ermöglicht. 

 

Standorte für Glas- und Altkleidercontainer sind innerhalb der bahnstadt 

opladen nicht auf das aktuelle Plangebiet begrenzt und können im 

Rahmen der Ausführungsplanung innerhalb der öffentlichen Flächen 

festgelegt werden. Festsetzungen innerhalb des Bebauungsplans sind 

hierzu nicht erforderlich. 

 

 

 

Beschlussempfehlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Hinweis des Fachplanungsvorbehaltes in der Begründung und dem 

Bebauungsplan ist entfallen. 

 

Unter schalltechnischen Gesichtspunkten wird im Plangebiet des Be-

bauungsplanes 172 D/II „Wohnen Nord- West“ an einigen Westfassa-

den der Bestandsgebäude an der Werkstättenstraße zu Tagzeiten eine 

Außenbelastung von bis zu 69 dB(A) erreicht. Zu den Nachtzeiten wird 

der kritische Orientierungswert von 60 dB(A) bei den Bestandsgebäu-

den deutlich überschritten. Die hier aufgezeigten Überschreitungen sind 

an den lärmzugewandten Fassadenseiten zu verzeichnen. 

 

Um diese Situation in Bezug auf die Lärmimmissionen zu bewerten und 

im Sinne der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-

beitsverhältnisse eine Grundlage für eine sachgerechte Abwägung zu 

erhalten, wurde die schalltechnische Untersuchung durchgeführt, die 

die Konfliktsituation aufzeigt und mögliche Lösungsalternativen auf Ih-

ren Nutzen hin analysiert.  

 

Im Plangebiet „Wohnen Nord-West“ der Bahnstadt stellt sich die Situa-

tion wie folgt dar: Tagsüber werden die Richtwerte der DIN 18005 für 

ein Allgemeines Wohngebiet ganz überwiegend eingehalten, so dass 

für Gärten und Balkone keine Einschränkung in der Aufenthaltsqualität 

besteht. Die Orientierungswerte für den Schallschutz werden in Teilbe-

reichen des Plangebietes allerdings nachts deutlich überschritten, so 

dass hier – insbesondere auf den zur Bahn orientierten Seiten – bei ge-

öffnetem Fenster nachts die Wohnruhe durch den Zugverkehr nicht ab-
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schließend gewährleistet werden kann. Als betroffen geltend sind ins-

besondere die MI-Gebiete im Südwesten des Plangebietes. 

 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden umfassend fünf städte-

baulich vertretbare Möglichkeiten, den aktiven Schallschutz betreffend, 

untersucht und eine Bewertung der möglichen Fallvarianten vorge-

nommen.  

Gemäß Ausführungen des Schallgutachtens (Kapitel 4.7.5) wirken akti-

ve Schallschutzmaßnahmen umso besser, je näher sie sich am Emissi-

onsort befinden und je höher diese ist. Im konkreten Fall des Plangebie-

tes „Wohnen Nord West“ bedeutet dies, dass der aktive Schallschutz 

entweder nah am Emissionsort (d.h. der Schiene) oder nah am Immis-

sionsort (d.h. an der geplanten Wohnbebauung) vorgesehen werden 

muss. Untersucht wurden Schallschutzwände an der Hangkante zur 

geplanten Bebauung der westlichen Seite der Werkstättenstraße („Fall 

2“ mit 3 m Höhe und „Fall 3“ mit 6 m Höhe), eine Riegelbebauung als 

Schallschutzwand in 12 m Höhe („Fall 4“) und kleinere Lärmschutzwän-

de im direkten Gleisbereich („Fall 5“). Im Ergebnis ist festzuhalten, dass 

diese Maßnahmen leider nicht zu relevanten Pegelminderungen führen 

oder rechtlich bzw. technisch (kleinere Lärmschutzwände im direkten 

Gleisbereich) nicht umsetzbar sind. Hinzu kommen Aspekte zu Herstel-

lungskosten und Grundstücksverfügbarkeiten. So wäre für den unter-

suchten „Fall 3“ für eine Lärmschutzwand von bis zu 470 m Länge und 

6 m Höhe, bei einem gemittelten Quadratmeterpreis von 250 Euro, al-

lein mit Herstellungskosten von rd. 7 Mio. Euro zu rechnen. Hinzu 

kommt der notwendige und nicht gewährleistete Grundstückserwerb zur 

Errichtung der aktiven Lärmschutzmaßnahme. Eine solche Kostenposi-

tion steht jedoch nicht im Einklang mit einem ausgeglichen Kosten- 

Nutzenverhältnis, da selbst bei dieser Umfangreichen Maßnahme nach 

wie vor eine Überschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte 

verbleibt. 

 

Aus diesen Gründen verbleiben lediglich folgende Ansätze zur Pegel-

minderung in den Misch- und Wohngebieten: 

 
- Ausnutzung der Eigenabschirmung der geplanten Gebäude durch 

Ausrichtung und Grundrissgestaltung,  

- Ausschluss von Wohnen in bestimmten Bereichen und Etagen (MI 3 
und MI 4),  

- Ausschluss von Aufenthaltsräumen in bestimmten Bereichen und Eta-
gen unter bestimmten Voraussetzungen (WA 1, WA 5, WA 7, WA 8, 
WA 10),  
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- Anpassung der Traufhöhe in bestimmten Bereichen (WA 7, WA 8, WA  
9),  

- passive Schallschutzmaßnahmen durch Festsetzung von Lärmpegel-
bereichen und schallgedämmten und fensterunabhängigen Lüftungen 
für Schlaf- und Kinderzimmer.  

 

Die Wohnbebauung entlang der Werkstättenstraße, im MI 1- und MI 2 - 

Gebiet, unterliegen dem Bestandsschutz. Das Wohnen soll in diesem 

Fall durch den Bebauungsplan nachträglich nicht untersagt werden. Die 

Bestandsgebäude im MI 3 - und MI 4 – Gebiet sollen jedoch einer, dem 

planerischen Ziel der nbso unterliegenden, Neunutzung zugeführt wer-

den. Aus diesem Grund unterliegen diese Gebäude und deren Nutzun-

gen sowie die im MI 3 - und MI 4 – Gebiet zulässigen möglichen Neu-

bebauungen dem Schutzanspruch an gesunde Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse. Da wie bereits ausgeführt aktive Schallschutzmaßnahmen 

hier nicht zum Tragen kommen können, greifen lediglich passive 

Schallschutzmaßnamen. Durch das im Bebauungsplan festgesetzten 

Mischgebiete gem. § 6 BauNVO wird das Ziel eines gleichberechtigten 

Nebeneinanders von Wohnen und Arbeiten an diesem integrierten 

Standort verfolgt, planungsrechtlich gesichert und demzufolge notwen-

dig. Die angestrebte Mischung von Wohnfunktionen und Gewerbe / 

Dienst-leistung ist bereits im Umfeld ablesbar und soll sich dement-

sprechend hier fortsetzen. Um insbesondere gesunde Wohnverhältnis-

se im Plangebiet zu gewährleisten, sollen schutzwürdige Wohnbereiche 

soweit möglich, vom Lärmemittenten ferngehalten werden. Daher wird 

in den MI 2- und M 4- Gebieten das Wohnen in besonders beeinträch-

tigten Bereichen ausgeschlossen. In den MI 5- und M 8- Gebieten rela-

tiviert sich die Lärmbelastung, sodass in diesen Bereichen, zum Aus-

gleich und zur Durchmischung, wieder verstärkt Wohnraumangebote 

realisiert werden könnten.  

 

Beschlussempfehlung: 

Der Stellungnahme wird in Teilen gefolgt. 

 


